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Demos zur Amtsübergabe
Hebe de Bonafini bläst zum Protest gegen Macri
Hebe de Bonafini will Mauricio Macri die Feier verderben. (Fotos: Ministerio de Cultura – AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Der anstehende Regierungswechsel wird von Demonstrationen begleitet werden. So rief Hebe de Bonafini, die Vorsitzende der Menschenrechtsorganisation „Mütter der Plaza de Mayo“, für den kommenden Donnerstag, den Tag der Amtseinführung des neuen Präsidenten Mauricio Macri, zu einem Protestmarsch auf. Dieser soll um 15.30 Uhr auf der Plaza de Mayo beginnen und steht unter Losung „Keinen Schritt zurück, Widerstand heißt kämpfen“.
Auf dem Platz vor dem Präsidentenpalast hatten die „Mütter“ einst schon gegen die Militärdiktatur demonstriert. Bonafini bezeichnete Macri als „Feind“. Sie kündigte an, mit aller Kraft die Rechte verteidigen zu wollen, die unter Néstor und Cristina Kirchner erreicht worden seien.
Bereits für Mittwoch, 18 Uhr, haben soziale Netzwerke zu einer Kundgebung auf die Plaza de Mayo eingeladen, um Cristina als Präsidentin zu verabschieden. Diese übergibt am Donnerstag die Regierungsgewalt auf den am 22. November mit knappem Vorsprung zum neuen Staatsoberhaupt gewählten Macri.
Wie genau die Zeremonie zur Amtsübergabe aussehen soll, darüber gab es in den vergangenen Tagen indes noch Kontroversen. Diskutiert wird vor allem darüber, wo Cristina ihrem Nachfolger den Präsidentenstab und die Schärpe in den Landesfarben überreichen wird. Während die scheidende Staatschefin dies im Kongress tun möchte, wo Macri zuvor auch vereidigt wird, zieht Letzterer es vor, die Insignien im Präsidentenpalast in Empfang zu nehmen. Macri befürchtet, dass im und vor dem Kongress zahlreiche politische Gegner und Demonstranten die Zeremonie stören könnten.
Macri verweist zudem darauf, dass bis 1999 die Übergabe stets im Weißen Salon des Präsidentenpalastes stattfand. Erst 2003, als Eduardo Duhalde seinem Nachfolger Néstor Kirchner Stab und Schärpfe überreichte, verlagerte sich das Prozedere in den Kongress.
Bis zuletzt war offen, ob Cristina den Wunsch Macris, die Zeremonie in der Casa Rosada zu vollziehen, entsprechen will.
Die wichtigsten Amtsübergaben der jüngeren argentinischen Geschichte waren: 2007, als Néstor Kirchner seine Frau Cristina ins Amt einführte; 2003, als Eduardo Duhalde seinem (damaligen) peronistischen Parteifreund Néstor Kirchner Stab und Schärpe überreichte; 1999, als der Peronist Carlos Menem die Insiginien an den Radikalen Fernando de la Rúa überreichte; sowie 1989, als Menem Stab und Schärpe von seinem Amtsvorgänger Ricardo Alfonsín (UCR) erhielt.
Argentinien
Bereicherung im Amt
„Clarín“ berichtet über die Vermögen der Regierenden
Buenos Aires (AT/mc) – Der „Clarín“ legt noch einmal nach: In seiner Montagsausgabe veröffentlichte das Blatt Zahlen, die darlegen sollen, in welchem Umfang sich bestimmte Mitglieder der Kirchner-Regierung in den vergangenen Jahren im Amt bereichert haben.
An der Spitze der Auflistung, die auf die offiziellen Vermögenserklärungen der Betroffenen Bezug nimmt, rangiert Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Deren Vermögen vermehrte sich demnach seit dem Amtsantritt ihres Mannes Néstor als Präsident im Jahr 2003 um 843,25 Prozent. Gab das Ehepaar Kirchner vor zwölf Jahren sein Vermögen noch mit gut 6,9 Millionen Pesos an, kletterte der Wert im Laufe der Jahre auf 64,6 Millionen Pesos. 2010 hatte Cristina Néstors hälftigen Anteil am gemeinsamen Vermögen geerbt.
Doch nach Darstellung der Zeitung steht der Fall der Präsidentin nicht allein. Auch manche ihrer Spitzenkräfte hätten ihr Vermögen während ihrer Amtszeit beträchtlich vergrößert: Ricardo Echegaray, der Chef der mächtigen Steuerbehörde AFIP beispielsweise, habe bei seinem Amtsantritt 2008 sein Vermögen mit gerade einmal 138.650 Pesos beziffert. Nun verlässt er seinen Posten mit rund 7,2 Millionen Pesos auf der Habenseite – eine Vermehrung um 5212 Prozent.
Sicherheitssekretär Sergio Berni besaß 2003, als er als nationaler Direktor für Gemeindefürsorge in die Regierung eintrat, nach eigenen Angaben 226.000 Pesos. Gegenwärtig gibt er sein Vermögen mit 6,9 Millionen Pesos an: eine Steigerung um 2966 Prozent.
In absoluten Zahlen liegt Juan Manzur recht weit vorne. Dieser bezifferte sein Vermögen 2009, als er Gesundheitsminister wurde, auf 5 Millionen Pesos. Gegenwärtig gibt der Politiker, der unlängst zum Gouverneur der Provinz Tucumán gewählt wurde, den Wert seines Besitzes mit 23,1 Millionen Pesos an.
Als weitere Beispiele für Bereicherung im Amt nennt der „Clarín“ unter anderen Kabinettschef Aníbal Fernández (von 679.900 auf 3,3 Mio. Pesos), Vizepräsident Amado Boudou (811.730 auf 2,2 Mio. Pesos), Florencio Randazzo (1,3 Mio. auf 2,8 Mio. Pesos) und den einstigen Geheimdienstchef Héctor Icazuriaga (73.994 auf 1,2 Mio Pesos).
Argentinien
Menem verurteilt
Ex-Präsident wegen illegaler Gehaltszulagen belangt
Der einstige Präsident Carlos Menem. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Der ehemalige Staatspräsident Carlos Menem (1989-1999) ist wegen der Auszahlung illegaler Gehaltszulagen an seine Minister zu viereinhalb Jahren Haft verurteilt worden. Der damalige Wirtschaftsminister Domingo Cavallo und Menems Justizminister Raúl Granillo Ocampo wurden am Dienstag in demselben Prozess zu je dreieinhalb Jahren verurteilt, wie das Justiz-Nachrichtenportal CIJ berichtete. Den Verurteilten ist es zukünftig zudem untersagt, öffentliche Ämter zu bekleiden.
Da die Urteile jedoch noch nicht rechtskräftig sind, bleiben die Betroffenen vorerst auf freiem Fuß. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass die Verurteilten über Jahre die Gehälter der Kabinettsmitglieder aus Kassen des Geheimdienstes aufbesserten. Menems Anwalt Pedro Daer sprach indes von einem „absurden“ Urteil. Er werde Berufung einlegen, sobald die Urteilsbegründung vorliegt. Der 85-jährige Ex-Präsident genießt bislang als Mitglied des Senats Immunität. Sein Mandat läuft 2017 ab.
Freigesprochen wurde María Julia Alsogaray. Die Funktionärin, die in den 80er und 90er Jahren erst für Privatisierungen und später für Umweltangelegenheiten zuständig war, war bereits in anderen Prozessen wegen unzulässiger Bereicherung im Amt verurteilt worden.
Auch Menem war schon 2011 zu sieben Jahre Haft wegen Waffenschmuggels während seiner Amtszeit nach Kroatien und Ecuador verurteilt worden. Der Ex-Präsident hat in diesem Fall Berufung vor dem Obersten Gerichtshof eingelegt. Im August begann außerdem ein Prozess gegen Menem wegen mutmaßlicher Verschleierung der Ermittlungen um das Bombenattentat gegen das jüdische Gemeindehaus AMIA, bei dem 1994 in Buenos Aires 85 Menschen umkamen.
Für Cavallo ist es die erste Verurteilung für Handlungen während seiner Zeit als Wirtschaftsminister. Im Prozess wegen der sogenannten „Mega-Umschuldung“ („Megacanje“) öffentlicher Schulden im Jahr 2001 war er im vergangenen Jahr vom Vorwurf des Betrugs am Staat freigesprochen worden.
Aber auch aktuelle Amtsträger haben Probleme mit der Justiz. So hat Ermittlungsrichter Ariel Lijo im „Ciccone-Prozess“ seine Untersuchungen gegen Vizepräsident Amado Boudou abgeschlossen und die Akten der Staatsanwaltschaft übersandt. Von deren Einschätzung hängt es nun ab, ob es zu einer mündlichen Verhandlung kommt. Bei dem Prozess wird die Rolle Boudous beim Verkauf der Gelddruckerei „Ciccone“ untersucht. In einer weiteren Rechtssache, bei der es um Bestechungsvorwürfe geht, muss sich Boudou am 15. Dezember dem Ermittlungsrichter Norberto Oyarbide stellen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Triaca Arbeitsminister, Lousteau Botschafter
Jorge Triaca wird neuer Arbeitsminister. Der gewählte Präsident Mauricio Macri nominierte vor wenigen Tagen den 41-jährigen Wirtschaftswissenschaftler, der seit 2009 ein Abgeordnetenmandat für Macris PRO-Partei im Kongress innehat. Bereits dessen Vater Jorge Alberto Triaca leitete einst von 1989 bis 1992 unter Präsident Carlos Menem das Arbeitsministerium. Triaca jun., der Carlos Tomada ablöst, kündigte an, dass sich die Gehaltsabschlüsse künftig stärker an der Produktivität orientieren müssten. Neuer Mann an der Spitze des Rentnersozialwerks PAMI wird Carlos Regazzoni, der bislang im Bildungsministerium der Staat arbeitete. An der Spitze der Nationalbank soll künftig Carlos Melconián stehen. Für Aufsehen sorgte am Mittwoch die Nominierung von Martín Lousteau zum neuen Botschafter Argentiniens in Washington. Der Lockenkopf, der am Dienstag 45 Jahre alt wird, hatte vor kurzem noch bei den Bürgermeisterwahlen in der Hauptstadt gegen Macris Parteifreund Horacio Rodríguez Larreta gekämpft. Er musste sich in der Stichwahl dann aber knapp geschlagen geben.
Wahlerfolg für UCR
Wahlerfolg für die Radikale Bürger Union (UCR) in Godoy Cruz. Bei den Bürgermeisterwahlen in der Stadt im Norden der Provinz Mendoza setzte sich mit Tadeo García Zalazar der Kandidat der traditionsreichen Partei deutlich durch. García Zalazar vereinte 71 Prozent der Stimmen auf seine Person und ließ somit seinem ärgsten Widersache Lucas Ilardo keine Chance: Der Provinzvorsitzende der Kirchner-treuen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ erreichte lediglich 18 Prozent. Das drittbeste Ergebnis erzielte Martín Baigorria von der Linksfront mit 7,5 Prozent. Wahlsieger García ist ein Gefolgsmann von Alfredo Cornejo, dem bisherigen Bürgermeister von Godoy Cruz, der unlängst zum Gouverneur der Provinz gewählt wurde (wir berichteten). Die UCR stellt seit 16 Jahren den Verwaltungschef in der 190.000 Einwohner zählenden Stadt. Die Partei ist seit einigen Monaten Bündnispartner von Mauricio Macris PRO-Partei.
Mutter wiedergefunden
Mario Bravo, der als Neugeborener von der Militärdiktatur an Pflegeeltern abgegeben worden war, hat seine damals inhaftierte Mutter wiedergefunden. Mittels DNA-Analysen habe der heute 38-Jährige seine Mutter ausfindig gemacht, berichtete am Montag die Nachrichtenagentur Télam. Die Frau hatte 1977 während ihrer zweijährigen Gefangenschaft in der Provinz Tucumán ein Kind zur Welt gebracht, das ihr von den Militärs sofort weggenommen wurde. Bravo sagte dem Rundfunksender Cadena 3, er habe 2007 mit Unterstützung der Menschenrechtsorganisation „Großmütter der Plaza de Mayo“ die Suche aufgenommen. Diese bestätigte, dass das 119. Enkelkind gefunden worden sei. Menschenrechtsorganisationen schätzen, dass insgesamt rund 500 Kleinkinder von der Militärdiktatur (1976-83) unter falscher Identität an Pflegeeltern abgegeben worden waren. Der jetzt identifizierte Mann ist erst das zweite von verschleppten Eltern getrennte Kind, bei dem die Mutter die Gefangenschaft in Händen der Militärs überlebt hat.
Überfall auf Ruckauf
Als aktiver Politiker galt Carlos Ruckauf als Befürworter eines harten Durchgreifens gegen Kriminelle. Am Montag wurde der einstige Vizepräsident der Nation (1995-1999) und Gouverneur der Provinz Buenos Aires (1999-2001) selber Opfer eines Überfalls, der für einen der Täter tödlich endete. Der Vorfall ereignete sich, als Ruckauf und seine Frau nach einem Bankbesuch in ihre Wohnung im Buenos Aires-Stadtteil Palermo (Ecke Juncal und Salguero) zurückkehren wollten. Im Eingangsbereich des Gebäudes lauerten Banditen das Ehepaar auf. Sie verpassten Ruckauf einen Schlag auf die Stirn und forderten Bargeld. Sie nahmen fälschlicherweise an, dass Ruckaufs Geld bei ihrer Bank abgehoben hätten. Dann schaltete sich Ruckaufs Leibwächter ein. Der ehemalige Polizist zog seine Schusswaffe und tötete einen der Kriminellen mit einem Brustschuss. Der Mann Anfang 30 starb, bevor der Rettungsdienst eintraf. Seine beiden Komplizen konnten fliehen – ohne Beute. Ruckauf und seine Frau überlebten den blutigen Überfall. Ruckauf hatte im Wahlkampf 1999 für Polemik gesorgt, als er sagte, dass man Kriminelle mit Patronen bekämpfen müsse.
China baut Windpark
Argentinien und China haben einem Medienbericht zufolge den Bau eines größeren Windparks in Patagonien mit Investitionen von insgesamt 435 Millionen Dollar vereinbart. In zwei Jahren sollen demnach im Windpark El Angelito in der Nähe der Stadt Gastre in der Provinz Chubut Windkraftanlagen mit einer Leistung von insgesamt 200 Megawatt aufgestellt werden, berichtete die Zeitung „El Chubut“ am Samstag unter Berufung auf Angaben des Provinzgouverneurs Martín Buzzi. Für die Finanzierung würden chinesische Banken Kredite zur Verfügung stellen, hieß es. Patagonien ist eine Region mit kräftigen und stetigen Winden. Es ist allerdings nur dünn besiedelt und liegt weitab der großen Städte. Argentinien setzt bisher kaum auf die Nutzung erneuerbarer Energiequellen. So beträgt die insgesamt installierte Windkraft 187 Megawatt. Das entspricht einem Anteil von 0,6 Prozent an der Stromerzeugung.
Knappes Rennen
Das amtliche Endergebnis der Stichwahl um das Präsidentenamt fällt etwas knapper aus als die Zahlen vom Wahlabend: Wie die Wahlleitung am Montag bekanntgab, erreichte Wahlsieger Mauricio Macri 51,34 Prozent der Stimmen, während sein Widersacher Daniel Scioli auf 48,66 Prozent kam. Nach den vorläufigen Zahlen hatte es 51,40 zu 48,60 Prozent geheißen. In absoluten Zahlen verbuchte Macri 12.988.349 Stimmen, Scioli hingegen 12.309.575. Der Wahlsieger distanzierte seinen Rivalen also um 678.774 Stimmen. Letzterer hatte seine Niederlage am Wahlabend bereits gegen 21 Uhr eingeräumt.
Lanata hört auf
Er hat mit der Abwahl des Kirchner-Lagers offenbar sein Ziel erreicht: Der Journalist Jorge Lanata erklärte, dass er sein regierungskritisches Programm „Journalismus für alle“ einstellen werde. Am vorigen Sonntag wurde die Sendung im TV-Kanal „El Trece“ ein letztes Mal ausgestrahlt. Während der vergangenen vier Jahre hatte Lanata im Dienste der „Clarín“-Gruppe immer wieder mit einer Mischung aus Enthüllungsjournalismus und Satire Stimmung gegen die Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner gemacht. Zuletzt griff er beispielsweise in den Wahlkampf in der Provinz Buenos Aires ein, indem er den Regierungskandidaten Aníbal Fernández bezichtigte, zu Mord im Drogenmilieu angestiftet zu haben. Lanata gründete 1987 die Zeitung „Página/12“, deren Chefredakteur er sieben Jahre lang war. 2008 rief er die Zeitung „Crítica de la Argentina“ ins Leben, die allerdings nur zwei Jahre lang bestand. In den vergangenen Jahren stellte er sich in den Dienst der mächtigen Mediengruppe „Clarín“, die sich 2008 mit dem Präsidentenehepaar Kirchner überworfen hatte und seitdem auf einen Regierungswechsel hinarbeitete. Nicht ohne Wirkung: Am 22. November setzte sich Oppositionskandidat Mauricio Macri bei den Stichwahlen im Kampf um das Präsidentenamt gegen Kirchners Kandidaten Daniel Scioli durch. (AT/mc/dpa)
Meinung
Zeitwende
Der knappe Sieg von Mauricio Macri in den Stichwahlen vom 22. November hat eine politische Zeitwende eingeleitet, die derzeit in Vorbereitung ist. Bis zum kommenden 10. Dezember schaltet und waltet die Regierung der abgehenden Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, als ob kein Regierungswechsel vor der Tür stünde. Das hat die Verlängerung der Kongresssitzungen bis zum 9. Dezember bewirkt. In der Vorwoche, mit knappem Quorum von 129 Deputierten, hat das Unterhaus nahezu hundert Gesetzesprojekte verabschiedet. Der Senat dürfte nachziehen.
Der Kongress ruht indessen bis zum 1. März 2016, sofern die neue Regierung ihn nicht zu außerordentlichen Sitzungen einberuft, um dringliche Projekte zu behandeln. Macri ist als Präsident gefordert, eilige Projekte durchzusetzen, die mangels Kongresssitzungen auch durch sogenannte Notstandsdekrete (Spanisch „decretos de necesidad y urgencia“) eingeführt werden können. Im neuen Kongress hat die (Noch-)Regierungspartei FPV (Siegesfront) die absolute Mehrheit im Senat, aber in der Deputiertenkammer ist sie nur stärkste Fraktion, kann also durch Bündnisse mit anderen Parteien überstimmt werden. Felipe Solá, derzeit Mitglied der Erneuerungsfront (Spanisch „Frente Revodador“), der auf Sergio Massa hört, hat die Bereitschaft seiner Mitglieder im Kongress erklärt, der neuen Macri-Partei in den kommenden zwei Jahren zu helfen.
All das zeigt, dass Macri mit den Parlamentariern anderer Parteien verhandeln muss, um seine Reformen durchzusetzen. Wie das geschehen kann, ist Macris Geheimnis. Gewiss kann der neue Präsident Vieles per Dekret oder Gesetzesdekret umsetzen. Damit er seinen Kandidaten Federico Sturzenegger als neuen Zentralbankchef durchsetzen kann, muss vorher der jetzige Vorsitzende Alejandro Vanoli zurücktreten, sofern er nicht per Notstandsdekret abgesetzt wird. Vanoli steht unter politischem Druck, weil er unlängst Termingeschäfte abgeschlossen hat, die sicherlich zu gewaltigen Verlusten der Zentralbankreserven führen werden und seine Position schwächen. Ohne einen Wechsel an der ZB-Spitze ist die von Macri angekündigte Abschaffung der seit vier Jahren geltenden Devisenkontrollen, Spanisch genannt „cepo“ (wörtlich ein Folterinstrument, das die Verfassung ausrücklich verbietet) nicht möglich. Ein freier und einheitlicher Devisenkurs ist die Voraussetzung für die von Macri erhoffte Rückkehr des Vertrauens zahlloser Investoren, die die Umsetzung der Zeitwende erwarten. In der Folge dürften auch die bisher einbehaltenen Agrarexporte, insbesondere Weizen, Mais und Sojabohnen, gegen Devisen am Markt verkauft werden, was die jetzt kritische Lage der ZB-Devisen erleichtern würde. All das und viel mehr steht auf dem Spiel.
Meinung
Nolympia in Hamburg
Von Stefan Kuhn
Nummer zwei oder, wenn man pingelig ist, sogar Nummer drei. Bereits zwei Mal haben Bürger einer deutschen Großstadt deren Bewerbung für Olympische Spiele abgelehnt: 2013 verzichtet München nach einem negativen Referendum auf eine Bewerbung für die Winterspiele 2022, am vergangenen Sonntag machten die Hamburger ihrem Senat einen Strich durch die Rechnung: 51,6 Prozent sprachen sich gegen die Bewerbung für die Sommerspiele 2024 aus. Dabei standen bis auf die Linke alle Parteien hinter der Bewerbung. Besonders ironisch an der Sache ist, Hamburg hatte den nationalen Wettbewerb gegen Berlin gewonnen, weil die Zustimmung in der Hansestadt größer war als in Berlin.
Die Bundeshauptstadt hatte sich für die Sommerspiele 2000 beworben und war 1993 schon in Runde 2 gescheitert - unter anderem, weil die Berliner mehrheitlich dagegen waren, und die Proteste gegen Olympia teilweise gewalttätig waren. Das könnte man auch als eine Art Volksabstimmung sehen. Danach kandidierte Leipzig für die Sommerspiele 2012. Die sächsische Metropole kam nicht einmal in die Endauswahl. Gegen London, Madrid, Moskau, New York und Paris hatte die 550.000-Einwohner-Stadt keine Chance. Auf der Strecke blieben allerdings auch Weltstädte wie Havanna, Istanbul und Rio. In Bezug auf Leipzig hieß es damals: „Städte unter einer Million Einwohner haben keine Chance auf die Austragung von Olympischen Sommerspielen.“ Für Deutschland heißt das, es könnte sich nur noch Köln, oder mehrere Städte gemeinsam im Ruhrgebiet gemeinsam bewerben. Die werden sich hüten.
Die Ablehnung der Hamburger ist verständlich. Sie ist weder gegen den olympischen Gedanken noch gegen das IOC gerichtet, obwohl es gute Gründe gibt, dem mit dem Ruch des Korrupten behafteten Altmännerclub zu misstrauen. Vielleicht sind die meisten Gegner sogar für Olympische Spiele in Deutschland, aber halt nicht gerade in der eigenen Stadt. Das erinnert irgendwie an die Befürworter der Atomkraft. Denn die ist sauber und nützlich, solange das Atomkraftwerk nicht in der Nähe des Wohnortes gebaut wird.
Auf Olympia übertragen heißt das: mindestens sechs Jahre Einschränkungen durch Bauarbeiten und Milliarden an Euro für ein zweiwöchiges Spektakel. Dazu kommen in der Regel höhere Mieten und höhere Preise für Dienstleistungen. Die Stadt häuft nicht nur eine Schuldenlast an, die der Bürger letztendlich zahlt, das Leben der Bürger verteuert sich auch im Alltag auf Jahre hinaus. In Hamburg kam auch noch dazu, dass die Finanzierung der Spiele alles andere als geklärt war. Inwieweit der Bund Kosten übernimmt, stand in den Sternen. Zudem haben die Hamburger noch ein sportfremdes Antiolypiamonument: die Elbphilharmonie. Die Kosten für das Megaprojekt eines Konzerthauses in der Hafencity haben sich inzwischen verzehnfacht. Es soll nach zehn Jahren Bauzeit im Januar 2017 eröffnet werden.
Nach solch einem Desaster, nach weiteren immens verteuerten Megaprojekten wie dem Berliner Flughafen oder Stuttgart 21, ist die Ablehnungshaltung der Bevölkerung gegen Olympia nachvollziehbar. Solch eine Großveranstaltung bringt einer Stadt kaum etwas, sie verschlingt schon in der Vorbereitung viel Geld, nach dem Zuschlag Unsummen. Wenn die Stadt dann das zweifelhafte Glück haben sollte, den Zuschlag zu erhalten, dann muss sie Sportstätten bauen, die nach zwei Wochen Olympia kaum noch benutzt werden. In manchen Problembezirken fehlen dagegen Sporthallen und Fußballplätze. Gut, das dürfte beim Olympiagastgeber 2016, Rio de Janeiro, noch etwas extremer sein.
Die Entscheidung des rot-grünen Hamburger Senats, die Olympiabewerbung in einem Referendum bestätigen zu lassen, war gut. Vor allem war sie relativ preiswert. Das Scheitern von Berlin und Leipzig war da teurer. Die Entscheidung der Hamburger war ebenfalls korrekt. Sie erkannten, dass das Ereignis der Stadt wenig mehr als Kosten bringt. Deutschland hätte von den Spielen wesentlich mehr profitiert als Hamburg. Olympische Spiele bringen nationales Prestige, nicht kommunales. Vor allem weil bei der Vergabe das Matthäus-Prinzip „Dem, der hat, dem wird gegeben werden“ gilt. Die letzten Spiele fanden in Sydney (2000), Athen (2004), Peking (2008) und London (2012) statt. Es folgen im kommenden Jahr Rio de Janeiro und 2020 Tokio.
Vor allem für Brasilien und für China, Staaten, die zum ersten Mal Olympische Spiele ausrichte(te)n, ist dies eine nationale Aufgabe. Bei Deutschland wäre das zumindest ähnlich. Hätten in Hamburg 2024 Olympische Spiele stattgefunden, wäre dies mehr als ein halbes Jahrhundert nach München ’72 gewesen. Das heißt, wenn Deutschland wirklich an der Durchführung eines solchen Großereignisses interessiert gewesen wäre, hätte sich die Bundesregierung auch mit klaren finanziellen Zusagen engagieren können.
Gut, London, Athen und Tokio waren schon einmal Olympia-Gastgeber und sind als Landeshauptstädte auch ohne die Spiele beachtete Metropolen. Peking, Sydney und Rio stehen da nicht abseits. Einzig Atlanta (USA) hätte von dem Großspektakel profitieren können. Dort fanden die Spiele 1996 statt, zum 100. Jubiläum der Olympischen Spiele der Neuzeit. Das ist noch keine 20 Jahre her, doch wenige erinnern sich daran. Und wenn, dann deswegen, weil Atlanta der Stammsitz von Coca Cola ist, dem Hauptsponsor der Olympioniken.
Es muss sich einiges an der Vergabe der Olympischen Spiele ändern. Bei den Winterspielen geht der Trend von traditionellen Skiorten wie Albertville oder Lillehammer zu Großstädten wie Turin oder Sotschi. Bei den Sommerspielen sollte es umgekehrt sein. Warum immer Megastädte wie London, Paris, Los Angeles oder Tokio? Leipzig wäre eine Alternative gewesen. Warum muss sich Moskau erneut bewerben, St. Petersburg wäre wesentlich sympathischer. Man sollte multinationale Bewerbungen in Erwägung ziehen, etwa Freiburg, Straßburg und Basel oder Helsinki und Riga. Mutig wären Spiele in ehemaligen Krisengebieten oder Entwicklungsländern, die gänzlich vom IOC oder der Weltgemeinschaft finanziert werden.
Es ist höchste Zeit, dass sich etwas ändert, denn es gab auch schon in anderen Ländern politische Entscheidungen gegen Olympia-Bewerbungen, hauptsächlich wegen der hohen Kosten. Selbst in Rio gab es zum Teil gewalttätige Demonstrationen. In nicht allzu ferner Zeit wird das IOC wohl Städte bezuschussen müssen, damit sie ihre Zustimmung für die Durchführung von Olympischen Spielen geben. Oder die Spiele finden nur noch in Staaten mit autoritären Systemen statt.
Meinung
Randglossen
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner regiert mit konkreten Maßnahmen bis zum Ende ihrer zweiten Amtszeit am 10. Dezember. Dass der Kandidat ihrer Parteienallianz, im spanischen Kürzel bekannt als Siegesfront (FPV), Gouverneur Daniel Scioli der maßgebenden Provinz Buenos Aires knapp mit 12,2 Millionen Stimmen gegen 12,9 Millionen gegen Mauricio Macri verloren hat, das heißt rund 680.000 weniger, kommt fast einem Patt gleich. Die Präsidentin hat diesen knappen Verlust ihres Kandidaten ausgelegt, als ob sie selber nicht verloren hätte, sondern im Gegenteil bis zum Ende weiter regieren darf. In der Folge führt sie ihre inflationäre Ausgabenpolitik munter fort und hinterlässt ein uferloses Defizit im Haushalt, dessen Kosten das Volk trägt, wenn die Preise zunehmen.
Die Lohn-Preisspirale ist Argentiniern bestens in Erinnerung. Vor der Amtsvereidigung von Néstor Kirchner war die vorherige Konversionskasse mit Parität des Peso und Dollars geplatzt und hatte eine tiefe Rezession bewirkt. Der Peso kotierte anfangs vier zu eins und stabilisierte sich auf fast drei zu eins. Seither haben beide Kirchnerregierungen die Abwertungen auf über neun zu eins hingenommen. Diesen Wirtschaftsskandal muss Mauricio Macri regeln, während die Präsidentin ihre letzten Amtstage mit neuen Defizitausgaben betreibt, als ob sie weiter regieren würde. Das untragbar hohe Staatsdefizit von angenommenen bis zu acht Prozent des Bruttosozialproduktes ist das Erbe, das die Präsidentin ihrem Nachfolger überlässt, ohne die geringste Reue zu zeigen.
Politisch korrekt war das nicht, obwohl es der Wahrheit mehr als nahe kam. Griechenlands Premier hat seinem türkischen Amtskollegen Ahmet Davutoglu eine Twitter-Botschaft zukommen lassen, die den türkisch-russischen Konflikt um den Abschuss eines russischen Jagdbombers an der syrisch-türkischen Grenze auf den Punkt bringt. „An Ministerpräsident Davutoglu: Glücklicherweise sind unsere Piloten nicht so nervös wie eure gegenüber den Russen.“ Laut inoffiziellen Angaben gab es im laufenden Jahr 1600 Luftraumverletzungen durch türkische Flugzeuge in Griechenland. Tsipras’ Tweet ist flapsig, aber wahr. Wenn alle Nationen wie die Türkei reagieren würden...
Süßer die Glocken nie klingen, als zu der Weihnachtszeit... Bei einem Linzer Bürger haben die süßen Klänge zu Symptomen wie Panikreaktionen, Schweißausbrüchen, Erschöpfungs- sowie Ermattungszuständen geführt. Er klagte gegen die archaische Zeitansage des Linzer Mariendomes. Bei 220 täglichen Glockenschlägen zwischen 22 und 6 Uhr ist das auch nachvollziehbar. Nach zwei gerichtlichen Niederlagen geht es jetzt vors oberste Gericht. Der Mann ist im Unrecht. Wenn jemand ein Haus in der Nähe einer Kirche kauft, muss er mit den akustischen Auswüchsen der abendländischen Kultur rechnen. Man kann ja auch nicht in die Nähe einer Kläranlage ziehen und sich über den Geruch beschweren.
Wirtschaft
Ein Projekt über Vermögensweisswaschung und Schuldenmoratorium
Die Zeitung „El Cronista Comercial“ berichtet über ein Gesetzesprojekt über Weisswaschung schwarzer Vermögen und Moratorium für Schulden von Steuern und sozialen Beiträgen, das der zukünftige Minister für Schatzwesen und Staatsfinanzen, Alfonso Prat Gay, einer Kanzlei in Auftrag gegeben hat, die sich auf Steuersachen spezialisiert. Das Projekt müsste vom Kongress genehmigt werden, was jedoch nicht schwierig sein sollte, da Deputierte und Senatoren in dieser Angelegenheit meistens positiv eingestellt sind, wobei sie auch von vielen direkt Betroffenen unter Druck gestellt werden. Die Zeitung gibt an, direkten Zugang zum Projekt gehabt zu haben, das aus drei Kapiteln besteht.
Das erste bezieht sich auf das Mortorium, und sieht Zahlung von Steuern und Sozialbeiträgen, die bis zum 30. Dezember 2015 geschuldet werden, in 60 monatlichen Raten zu 1,5% monatlich, bei einer Anfangszahlung von 5%, vor. Für die Schulden wird der Zinssatz von 3% monatlich auf einen Höchstbetrag von insgesamt 100% auf das geschuldete Kapital beschränkt, wobei Bussen erlassen werden. Bei 3% monatlich gelangt man bei einer Schuld aus dem Jahr 2011 auf einen Zinsbetrag von 650% des geschuldeten Kapitals. Die Begrenzung auf 100% erscheint deshalb als besonders attraktiv. Die zwei Moratorien dieses Jahres, von denen das letzte vor zwei Wochen bekanntgegeben wurde, sehen volle Zahlung der Verzugszinsen von 3% monatlich für die vergangenen Schulden vor, weshalb sie wenig Erfolg hatten. Denn die resultierenden Beträge waren für viele Steuerzahler einfach unbezahlbar. Jetzt soll es anders sein.
Das zweite Kapitel bezieht sich auf eine Vermögensweisswaschung, die für die Jahre 2016 und 2017 offen bleibt. Wenn das Vertrauen in die neue Regierung zunimmt, kann man somit erwarten, dass zunehmend von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird. Die Beträge in ausländischer Währung und Gütern, die im Ausland verbleiben, werden mit 8% im ersten und 10% im zweiten Jahr besteuert. Werden die Beträge jedoch nach Argentinien überwiesen, dann sinkt der Steuersatz auf 5%, bzw. 7%.
Wenn der Betrag in Wertpapieren investiert wird, die an der lokalen Börse gehandelt werden, dann sinkt der Steuersatz auf 4%. Es geht hier um Aktien oder Obligationen u.a. Wertpapiere mit einer Laufzeit von mindestens 5 Jahren. Handelt es sich dabei um Titel, die der Nationalstaat ausgegeben hat, mit einer Laufzeit von 5 und mehr Jahren, dann sinkt der Steuersatz auf 3%.
Wenn der Betrag, in Dollar oder Pesos, in neuen Immobilien angelegt wird, und auch solchen, bei denen das Endzertifikat ausgestellt worden ist, sowie für Kapitalgüter oder für die Kapitalisierung lokaler Gesellschaften, dann sinkt der Satz ebenfalls auf 3%.
Das Gesetzesprojekt sieht auch vor, dass zur Vermeidung mit Problemen, die sich bei Geldwäsche stellen, die Banken dem zuständigen Amt (UIF, Unidad de Información Financiera) nicht Bericht erstatten müssen. Ausserdem werden die Steuerzahler, die Vermögen im Rahmen dieses Gesetzes legalisieren, nicht vom Gesetz über Steuerstrafrecht erfasst. Doch das Projekt stellt auf alle Fälle die Bedingung, dass derjenige, der von der Weisswaschung Gebrauch macht, mindestens zwei Jahre vorher bei der AFIP als Gewinnsteuerzahler eingetragen sein muss. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass Drogenhändler u.a. unerwünschte Gestalten, kriminelles Vermögen in Argentinien legalisieren und dann anlegen können.
Ein drittes Kapitel des Gesetzesprojektes sieht eine Verringerung der Gewinnsteuer um 10% für diejenigen vor, die Vermögen, bestehend aus Geld, Bankanlagen oder Gütern, im Ausland, ins Land bringen. Wenn die Mittel für Tätigkeiten bestimmt werden, die in einer späteren Reglementierung bestimmt werden, dann soll es eine weitere Steuervergünstigung geben, indem ein Teil der Mittel gegen die Gewinnsteuer verrechnet werden kann.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im November: +27,2%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im November $ 129,49 Mrd., 27,2% über dem Vorjahr. Ohne den anormalen Rückgang der Einnahmen bei Exportzöllen, der auf die Einbehaltung von Getreide und Ölsaat durch die Landwirte zurückzuführen ist, wäre bestimmt eine Zunahme von ca. 30% eingetreten. In 11 Monaten lagen die Fiskaleinnahmen mit $ 1,39 Bio. um 31,3% über dem Vorjahr. Das Plansoll des Haushaltsgesetzes wird bequem erfüllt.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 33,02 Mrd., +33,7%. Hier kommt nicht eine gute Konjunktur zum Ausdruck, sondern die Inflationswirkung. Natürliche Personen gelangen dabei in eine höhere Steuerstufe und bei Unternehmen werden Buchgewinne auch versteuert.
- Mehrwertsteuer: $ 38,89 Mrd., +30,7%. Dabei stieg der Erlös der direkt vom Steueramt eingenommenen MwSt um 35,7%, während die vom Zollamt einbehaltene Steuer nur um 18% zunahm. Die hohe Zunahme ist im Wesen auf den gestiegenen Verkauf von dauerhaften Konsumgütern zurückzuführen, der durch weiche Kredite („Ahora 12“) gefördert wurde.
- Interne Steuern: $ 2,92 Mrd., +24,5%. Hier wirkt sich der geringere Zigarettenkonsum aus.
- Exportzölle: $ 3,31 Mrd., -28,3%. Was hier fehlt, düfte nach dem 10. Dezember aufgeholt werden.
- Importzölle: $ 3,16 Mrd., +29,5%.
- Benzinsteuer: $ 2,04 Mrd., -10,3%. Dass der Erlös trotz der bedeutenden Preiserhöhung zurückging, deutet auf einen viel geringeren Konsum hin.
- Andere Brennstoffsteuern: $ 828 Mio., +15,7%.
- Besondere Brennstoffsteuern (Auf Pressgas und normales Gas, Benzin und Dieselöl): $ 1,86 Mrd., +7,2%
- Schecksteuer: $ 8,66 Mrd., +21,8%. Dass die Zunahme hier unter der Inflationsrate lag, die über 25% jährlich lag, deutet auf einen Übergang auf Barzahlung und/oder auf geringere Gesamtzahlungen hin, was ein Zeichen schwacher Konjunktur wäre.
- Sozialabgaben: $34,10 Mrd., +30,1%. Die Zunahme bringt vornehmlich Lohn- und Gehaltserhöhungen zum Ausdruck.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,71, gegen $ 9,69 eine Woche zuvor und um 13,37% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen u$s 25,75 Mrd. gegen u$s 26,33 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.15 bei $ 9,98 zum 31.03.16 bei $ 10,82 und zum 30.06.16 bei 11,62. Der Terminkurs per Ende November 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 38,5%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,12.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 6,71% und liegt 49,78% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 120,59% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,30% und 81,10% gegenüber Ende 2014. Bonar 2018 verloren 5,56% seit Jahresanfang und Global 2017 Arg lagen mit 24,79% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 222,15 (Vorwoche $ 223,15) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 317,35 (Vorwoche $ 318,79).
***
Der belgische Erdöltanker M/T Fraternity, der eine Ladung Rohöl aus Nigeria für die staatliche Enarsa bringt, wartet schon über 10 Tage vor dem argentinischen Hafen, weil das Erdöl nicht abgeladen wird, bist die Zahlung erfolgt. Die ZB hat sie bisher wegen Devisenmangel nicht zugelassen. Die Wartezeit muss auch vom Käufer bezahlt werden, so dass hier sehr hohe zusätzliche Kosten entstehen.
***
Ricardo Echegaray, Leiter der AFIP (die das Steueramt und das Zollamt kontrolliert) verlässt sein Amt und wird zum Vorsitzenden des vom Parlament abhängingen Kontrollamtes „Auditoría General de la Nación“ (AGN) ernannt. Dieses Amt muss laut Gesetz von einem Vertreter der Opposition geleitet werden, weshalb der bisherige Vorsitzende, Leandro Despouy, den Posten verlassen muss. Zum AFIP-Direktor wird Alberto Abad ernannt, der schon bis 2006 Direktor war. Als Leiter der ANSeS wird der bisherige Vorsitzende des Wohnungsinstitutes der Stadt Buenos Aires, Emilio Basavilbaso, ernannt. Er ersetzt Diego Bossio. Die Leitung des staatlichen Postunternehmens „Correo argentino“ geht an Jorge Irigoin über, der schon Geschäftsführer dieses Unternehmens war, als es unter Menem privatisiert und von der Macri-Gruppe übernommen wurde. Irigoin ist auch in leitender Stellung bei Siemens und beim privaten Postunternehmen OCA tätig gewesen.
***
Bei der neuen Organisation des Nationalstaates geht das Sekretariat für öffentliche Bauten, das vom jetzt aufgelösten Planungsministerium abhing, auf das Innenministerium über, geleitet von Rogelio Frigerio. Dies umfasst auch die Strassenbaudirektion u.a. Ämter. Das bisherige Transportsekretariat, bisher abhängig vom Innenministerium und bis vor einigen Jahren vom Planungsministerium, wird jetzt zu einem selbstständigen Ministerium, unter der Leitung von Guillermo Dietrich, der bisher in der Stadt Buenos Aires für diesen Bereich verantwortlich war, und dabei mit der Initiative des „Metrobus“ hervorstach. Dietrich hatte schon ein Gespräch mit Florencio Ranbdazzo, der auch für Transport zuständig war, mit dem er schon zusammengearbeitet hatte. Beide verstehen sich angeblich gut, wobei die schon eingeleitete Modernisierung der Eisenbahnen (mit neuen chinesischen Zügen) weitergeführt werden soll.
***
Das von der Provinz Santa Cruz abhängige Kohlenbergwerk Yacimientos Carboníferos Rio Turbio wurde per Gesetz auf den Nationalstaat übertragen, der dabei auch die Verantwortung für die hohen Schulden und das Betriebnsdefizit des Unternehmens übernimmt. Die Errichtung eines Kraftwerks an Ort, das unlängst von CFK eingeweiht wurde, hat die Schulden des Unternehmens stark erhöht und bürdet dem Staat die Finanzierung eines weiteren hohen Betriebsdefizites auf. Das Kraftwerk wurde errichtet, um die Kohle von Rio Turbio zu verwenden, für die es sonst kaum Abnehmer gibt, doch die Förderung deckt nur ca. 20% des Bedarfs, so dass das Kraftwerk schliesslich weitgehend mit Gas gespeist wird. Kohle trägt stark zur Umweltverschmutzung bei, viel mehr als Erdöl, so dass des Bergwerk in Rio Turbio vernünftigerweise hätte geschlossen werden sollen, statt es durch ein völlig unwirtschaftliches Kraftwerk zu retten.
***
Durch Notstandsdekret 2358 (Amtsblatt vom 30.11.15) wurden die Ausgaben, die im Haushaltsgesetz für 2015 vorgesehen sind, um $ 133,27 Mrd. auf $ 1,44 Bio. erweitert. Die neue Ausgabenerweiterung, die sich auf 387 Einzelfälle verteilt, legalisiert viele schon durchgeführte Ausgaben, erlaubt aber auch weitere. Die Partie für Zahlung von Zinsen auf die Staatsschuld wurde um $ 13,39 Bio. auf $ 109,66 Bio. erhöht. Die Zinslast steigt sehr stark, vorwiegend wegen teurer Neuverschuldung, die zum Teil alte Schulden zu niedrigen Zinsen ersezt, die amortisiert wurden, und zum Teil die Gesamtschuld erhöht. Das Defizit des Nationalstaates erreicht jetzt für ganz 2015 $ 205,09 Mrd. Mit Zuschüssen der ZB und der ANSeS, die als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um eine Defizitfinanzierung handelt, steigt das Defizit auf $ 320 Mrd., was etwa 7% des BIP entspricht.
***
Die Immobilienmakler von Mar del Plata u.a. Ferienorten der Atlantik-Küste machen sich Sorgen über die Feriensaison 2015/16. Die Reservierungen liegen bisher um die Hälfte der gleichen Vorjahreszeit. Dies wird darauf zurückgeführt, dass die brasilianischen Ferienorte wegen der Abwertung des Real jetzt für Argentinier viel billiger geworden sind. Florianopolis soll 40% unter Pinamar liegen, Camboriú 25% unter Cariló, und Bombinhas 57% unter Villa Geselll.
***
Der Preis für Rinder stieg auf dem Markt von Liniers in einem Monat um ca. 25%, was sich auch auf den Fleischpreis übertrug, der bei Lieferungen an Metzger um ca. 20% zunahm. Die Landwirte verhielten sich allgemein zurückhaltend bei ihren Lieferungen, weil sie mit dem Regierungswechsel mit einem Preissprung rechnen, einmal wegen der erwarteten Abwertung, und dann wegen der Abschaffung des Exportzolls auf Rindfleisch, und evenutell auch wegen der Abschaffung der Exportkontingentierung.
***
Die Beanspruchung öffentlicher Dienste ist laut INDEC im Oktober innerjährlich um 1,5% und gegenüber dem Vormonat um 2,8% gestiegen. Beim Lufttransport gab es einen Anstieg von 5,8%: bei den Inlandsflügen um 8,2% und bei den internationalen von 3,8%. Beim Eisenbahntransport lag die Zunahme bei 11,5%, bei den U-Bahnen bei 9,2%, während bei den städtischen Omnibussen ein Rückgang stattfand. Der Gaskonsum stieg um 5%, aber die Telefonie, die bis vor kurzem hohe Zunahmeraten ausweis, nahm nur um 0,5% zu.
***
Isela Costantini, die Geschäftführerin der lokalen Filiale des US-Autobauers GM, übernimmt mit dem Regierungswechsel die Führung der staatlichen Fluggesellschaft Aerolineas Argentinas. Seit ihrer Rückverstaatlichung im Jahr 2009 stiegen die Subventionen ständig. Zum Wochenanfang genehmigte die Exekutive eine neue Geldspritze i.H. von $ 746 Mio. Hochrechnungen beziffern den finanziellen Zuschuss des Schatzamtes für 2015 mit $ 5,4 Mrd. AA hat 190 Angestellte pro Flugzeug, gegen 140 bei British Airways und 150 bei Latam. AA hat 20 Piloten pro Flugzeug, gegen 12 bei LAN, American Airlines 11 und Iberiaq 13. In AA flog jeder Pilot 2014 340 Stunden, gegen 690 bei LAN, 680 Bei American Airlines und 410 bei Iberia.
***
Nach Berechnungen des Beratungsbüro CCR stieg der Konsum von Produkten des Grundkorbs des allgemeinen Konsums in Mengen um 2,1%. Die grossen Supermarktketten wiesen eine Zunahme von 1,9% aus, die Selbstbedienungsländen und Einzelhandelsgeschäfte eine von 2,2%. Dennoch lag der Konsum dieser Güter in 10 Monaten 2015 um 0,2% unter dem Vorjahr, nach einem Rückgang von 1,4% im Jahr 2014.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC verzeichnet im Oktober einen innerjährlichen Rückgang von 1,7%, wobei die ersten 10 Monate 2015 um 0,1% über dem Vorjahr liegen. Im Oktober entfallen die grössten Rückgänge auf Kfz (-25,6%), Stahl (-3,4%) Aluminium (-3,7%) und Reifen (-5,5%). Auf der anderen Seite stieg die Produktion von Papier und Pappe um 10,6%.
***
Die monetäre Expansion, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 20.11.15 um 37,62%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 33,25%. Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in der gleichen Periode um 33,46% auf $ 1,18 Bio., und die gesamten Pesokredite um 36,24% auf $ 801,09 Mrd.
***
Das neue Logistikzentrum für Lastwagen, die in die Stadt Buenos Aires kommen, gelegen im Viertel Villa Soldati, soll im März fertig sein. Das stellt eine Erleicherung für die Lastwagem und den Stadtverkehr dar, da diese Lastwagen bisher in der Vierteln Parque Patricios und Barracas abgeladen werden. Die neue Anlage ist sehr gross, so dass die Lastwagen bequem ihre Ware abladen und eventuell neue aufnehmen können.
***
Die neue Endstation für Langstreckenomnibusse, die auf einem Gelände von vier Hektar in der Südkzone der Stadt gebaut wird (zwischen den Strassen Dellepiane, Perito Moreno und Lacarra), soll im März in Betrieb genommen werden. Das entlastet die Endstation in Retiro um ca. 40%. Die neue Endstation hat 48 Quais für Omnibusse plus weitere 15 für Taxis. 15 Omnibuslinien sollen bedient werden. Die Kosten des Baus, einschliesslich Grundstück, beliefen sich auf etwa $ 200 Mio. Es ist auch vorgesehen, dass die U-Bahnlinie E bis dorthin gelangt.
***
Im Landwirtschaftsministerium wird unter der neuen Regierung eine Restrukturierung durchgeführt. Auch in Zukunft sollen vier Staatssekretäre ihre Ämter bekleiden. Für die spezifischen landwirtschaftlichen Belange wird Ricardo Negri, ein ehemaliger Techniker der Regionalwirtschaften und Landwirtschaftsexperte in der Stiftung Pensar, zuständig sein. Bislang unbekannt ist der Name des künftigen Staatssekretärs für die Märkte. Von hier aus sollen neue Märkte für diverse Produkte der Landwirtschaft erschlossen werden. Ein weiteres Sekretariat wird sich um die Bedürfnisse der Kleinbauern kümmern, während das vierte für Biodieselöl, Bioökonomie, und Forstwirtschaft zuständig sein wird.
***
Seit letzten Montag sind 2000 Arbeiter der Erdölindustrie in der Provinz Chubut in den vorzeitigen Urlaub geschickt worden. Dadurch sind die Tätigkeiten an 15 Bohrstellen und 26 Reparaturbetrieben bis Ende Januar eingestellt worden. Besonders betroffen sind YPF und Pan American Energy: beide Unternehmen sind führend mit einer Marktbeteiligung von 62%. Ob alle Mitarbeiter ab Februar kommenden Jahres wieder arbeiten dürfen, hängt entschieden davon ab, ob die neue Regierung das bislang geltende Preis- und Produktionsschema für Erdöl und Erdgas beibehält.
***
Die meisten Restaurants und Bars von Mar del Plata u.a. Ferienorte am Atlantik werden in der Saison, die schon begonnen hat, keine Zahl- und Kreditkarten entgegennehmen. Es geht um die Provision von 3%, die als zu hoch betrachtet wird, und auch darum, dass die Abrechnung meistens erst in ca. 20 Tagen erfolgt. Abgesehen davon handelt es sich darum, dass die Zahlungen, die über Karten erfolgen, leicht steuerlich kontrolliert werden können, wogegen bei Barzahlung eine Hinterziehung möglich ist. Die MwSt und die provinzielle Bruttoumsatzsteuer machen einen grossen Unterschied aus, wobei diejenigen, die diese Steuern hinterziehen, konkurrenzfähiger sind und oft auch andere zwingen ebenfalls so vorzugehen. Für diejenigen, die Ferien machen, ist dies umständlich, da es sie zwingt, mehr Bargeld mitzunehmen, was auch ein Sicherheitsproblem stellt.
***
In 10 Monaten 2015 haben kleine und mittlere Unternehmen sich über den Kapitalmarkt für insgesamt $ 753,2 Mio. finanziert, was einen neuen Rekord darstellt, berichtet das Kapitalmarktinstitut der Börse von Buenos Aires (IAMC). Zwischen den Jahren 2000 und 2015 entfallen 77% der dieser Finanzierung auf vordatierte Schecks und 20% auf finanzielle Treuhandfonds. Der Rest entfällt auf Obligationen, die jedoch bei kleinen und mittleren Unternehmen wenig verwendet werden. Bei der Finanzierung über vordatierte Schecks zahlen die Unternehmen weniger als bei einem normalen Bankkredit, wobei auch der Sparer mehr erhält als bei Bankdepositen. Die Provision, die hier kassiert wird, ist viel niedriger als die Marge, die bei Banken zwischen Aktiv- und Passivzinsen besteht.
***
Die Nationale Wertpapierkomission hat sämtliche Termingeschäfte mit dem Dollar auf allen Märkten bis auf weiteres eingestellt. Damit entfällt für Händler die Möglichkeit, sich gegen die Risiken einer Abwertung zu decken. Nachdem die ZB nicht mehr als Verkäufer auftritt, weil sie ohnehin schon mit hohen Beträgen engagiert ist und dabei einen erheblichen Verlust erleiden wird, bestand die Gefahr einer starken Zunahme der Terminkurse, mit der sich die Aussicht auf einen unmittelbaren Kurssprung gefestigt hätte.
***
Der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien ist in 11 Monaten 2015 im Vergleich zum Vorjahr um 17,7% zurückgegangen, und erreichte einen Gesamtwert von u$s 21,57 Mrd. Am stärksten eingebrochen sind die argentinischen Exporte ins Nachbarland (-25,4%). Der Saldo ist für die Argentinier um u$s 2,24 Mrd. defizitär. In der gleichen Vorjahresperiode waren es nur –u$s 322 Mio. Während die Importe im Nomvenber interanuell um 4% zurückgingen, lag das Minus bei den Ausfuhren bei 26,3%. Die Daten stammen aus dem Beratungsbüro abeceb.
***
Im November 2015 wurden 49.707 neue Kfz in das staatliche Register eingetragen, was dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden entspricht. Es waren 23,8% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, aber 16,4% unter Oktober 2015, teilt der Agenturenverband ACARA mit. In 11 Monaten 2015 wurden 611.051 Kfz eingetragen, 6,9% unter dem Vorjahr. Von den im Novmber verkauften Einheiten entfielen 37.316 auf Automobile, 10.126 auf leichte Nutzfahrzeuge, 10.125 auf leichte Lastwagen und 837 auf schwere Lastwagen. VW stand mit 8.800 Einheiten an erster Stelle, gefolgt von Renault mit 6882 und Chevrolet mit 6761 Einheiten.
***
Die Bautätigkeit verzeichnete im Oktober einen innerjährlichen Anstieg von 4,2%. Seit Jahresanfang liegt der innerjährliche Wert bei 7,1%, berichtet das INDEC. Zum grössten Teil stützt sich dieses Ergebnis auf das staatliche Bauprogramm PROCREAR, bei dem weiche Kredite gewährt werden. Die Bauindustrie beschäftigte zum Ende des dritten Quartals insgesamt 445.829 Personen. Die Zementverkäufe erreichten einen Spitzenwert der letzten zwanzig Jahren.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das brasilianische Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist im dritten Quartal um 1,7% gegenüber dem Vorquartal zurückgegangen, wie das brasilianische Statistikamt IBGE meldet. Es ist der dritte Rückgang in Folge und der stärkste für das dritte Quartal eines Jahres seit Beginn der Messungen durch das Amt im Jahr 1996. (Brazil News)
***
Nach dem verheerenden Dammbruch in einer Eisenerzmine vor drei Wochen will die brasilianische Staatsanwaltschaft ein milliardenschweres Schadenersatzverfahren eröffnen. Davon betroffen sind der Stahlkonzern Samarco sowie der brasilianische Eisenerzproduzent Vale und das australisch-britische Unternehmen BHP Billiton, die Samarco kontrollieren. Umweltministerin Izabella Teixeira erklärte, dass Brasilien umgerechnet u$s 5 Mrd. von den Unternehmen verlangen werde. Der geborstene Staudamm des Eisenerzkonzerns Samarco sei das grösste von Menschen verursachte Umweltunglück in Brasiliens Geschichte. Die Restaurierung der Schäden werde 10 bis 25 Jahre beanspruchen. Während knapp zwei Wochen schob sich eine Schlammlawine aus dem brasilianischen Bergland auf die Atlantikküste zu. Mindestens dreizehn Menschen sind bei dem Unglück gestorben. In der Region brach die Trinkwasserversorgung zusammen, der Rio Doce dürfte auf Jahre verseucht sein. Die beteiligten Konzerne wird das Unglück wohl stärker belasten als bisher erwartet. Allein der Ausfall der Eisenerzproduktion bei Vale, dem grössten Eisenerzförderer der Welt, beträgt etwa ein Zehntel der Gesamtproduktion des Konzerns. (NZZ)
***
Die Korruption in Brasilien wird laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Datafolha zum ersten Mal, und mit Abstand, als das größte Problem des Landes wahrgenommen. 34% der Befragten haben demnach Korruption als die drängenste Herausforderung benannt. Es folgen mit 16% Gesundheit, Arbeitslosigkeit (10%, Bildung und Gewalt (je 8%). Die Wirtschaft kommt mit 5% auf den fünften Platz. Die Umfrage wurde landesweit an den Tagen 25. und 26. November durchgeführt, unmittelbar nach der Verhaftung des Viehzüchters José Carlos Bumlai, bekannt durch seine Freundschaft mit dem Ex-Präsidenten Lula, und der Verhaftung des Senators Delcídio do Amaral und des Bankers André Esteves, Eigentümer der BTG Pactual. Beide werden in der Korruptionsaffäre um Petrobras verdächtigt.( Folha de Sao Paulo)
***
Das chinesische Bauunternehmen HKNI, das die Konzession zum Bau des Kanals in Nicaragua erhalten hat, der den Atlantik mit dem Pazifik verbinden soll, hat den Beginn der Arbeiten, die für das erste Quartal 2015 vorgesehen waren, einstweilen auf Ende 2016 hinausgeschoben. Es ist anzunehmen, dass der Kanal schliesslich nicht gebaut wird, weil er von vorne herein nicht mit dem jetzt erweiterten Panamakanal konkurrieren kann. Der Nicargaua-Kanal wäre 278 km lang, gegen nur 78 des Panama-Kanals, und muss ausserdem mehr in die Höhe gehen. Abgesehen davon besteht ein Umweltproblem mit einem See, den der Kanal überquert. Die Kosten wurden auf u$s 50 Mrd. veranschlagt, dürften jedoch viel höher ausfallen.
***
Geschäftsnachrichten
Mercedes Benz
Diese Tochtergesellschaft der deutschen Daimler Benz, hat bei ihren lokal erzeugten Lastwagen und Omnibussen die Norm Euro 5 eingeführt. Alle Modelle Blue Tec 5, die hier verkauft werden, werden diese Technologie in ihren Motoren haben, die leistungsfähiger, umweltfreundlicher und sparsamer sind, mit bis zu 6% weniger Brennstoffkonsum.
Savant
Diese lokale Firma der Pharmaindustrie hat die Firma NAF gekauft, die führend auf dem Gebiet von Produkten für die Zahnpflege ist. Hernan Giovanini, Generaldirektor von Savant, wies darauf hin, dass die Firma jetzt eine strategische Position bei der integralen Zahnpflege einnehme. Savant wurde 1993 in Córdoba gegründet, und verfügt über zwei Fabriken auf einem Gelände von 110.000 qm, und erzeugt pro Jahr über eine Milliarde Pillen verschidener Art. NAF hat schon 30 Jahre Erfahrung.
Arcor
Dieser Lebensmittelkonzern, kontrolliert von Luis Pagani, fusioniert die Verpackungsunternehmen Converflex sowie Converflex Argentina mit Cartocor, das ebenfalls zu Arcor gehört. Cartocor ist der grösste regionale Hersteller von Wellpappe.
Allianz
Bernd Valtingjoger wurde als neuer Geschäftsführer der Versicherungsgruppe Allianz in Argentinien ernannt, und übernimmt damit den Posten von Fabiana Castiñeira. Valtingjoger hat 18 Jahren für Allianz Mexiko gearbeitet, zunächst zehn als CFO, und später als Leiter der Lebens- und Rentenversicherungen.
NutriCorrientes
In der Stadt Mercedes, Provinz Corrientes, hat diese Firma, die von den Gruppen La Cumbre und Phrónesis kontrolliert wird, eine Fabrik für glutenfreie Lebensmittel für Kinder eingeweiht. Die Investitionskosten lagen bei $ 100 Mio. Man geht davon aus, dass in Argentinien einer unter hundert Einwohner zöliakiekrank sind.
YPF
Dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen konnte die Übernahme der Kontrollmehrheit der petrochemischen Unternehmen Petroken und Petroquímica Cuyo (die Polypropylen erzeugen) nicht vollenden, weil die ZB die Überweisung des Betrages für die Zahlung von u$s 122 Mio. bisher nicht zugelassen hat. Im Fall von Petroquímica Cuyo, die von der Familie Sielecki kontrolliert wird, will YPF 46% des Holding „Grupo Inversor Petroquimico“ (GIP), der die Aktien des genannten Unternehmens besitzt, von der genannten Familie kaufen, die einen ebenso hohen Anteil behält. Im Fall von Petroken wollen YPF und GIP je die Hälfte vom bisherigen Inhaber LyondellBasell übernehmen. Manuel Sielecki, Gründer des Familienkonzerns (Pharmaunternehmen Fenix, Elea u.a. Firmen) ist vor einigen Jahren verstorben. Jetzt verbleiben seine Gattin Lilli, seine Tochter Anabel, die mit Aussenminister Héctor Timerman verheiratet ist, und zwei Söhne. Ob das Geschäft jetzt zusammengebrochen ist oder noch zu retten ist, lässt sich vorerst nicht sagen. Auf alle Fälle ist die Frist für den Abschluss, der 1. Dezember 2015, abgelaufen.
BRF-Campo Austral
Der bedeutende brasilianische Lebensmittelkonzern BRF hat u$s 85 Mio. für das lokale Unternehmen Campo Austral geboten, das führend auf dem Gebiet der Schweinezucht und der Erzeugung von Wurstwaren ist. BRF besitzt schon die Firma Sadia und die Marken Paty, Dánica, Vienissima und Perdigao. Campo Austral gehört dem Holding Agribusiness, geleitet von Alejandro Quentin mit Partnern. Campo Austral besitzt 7.500 Schweinemütter und auch den Schlachthof Expork, in San Andrés de Giles.
Turkish Airlines
Kunden der türkischen Fluggesellschaft können jetzt auf ein neu eingerichtetes Kundencenter in spanischer Sprache zurückgreifen. Sonderwünsche wie Sitzplatzresevierungen oder besondere Mahlzeiten werden hier ebenfalls entgegengenommen. Die Rufnummer lautet: (011) 5984 2758
Wirtschaftsübersicht
Der kommende Inflationssprung und die Folgen
Obwohl Mauricio Macri seine Mitarbeiter angewiesen hat, nicht über die Massnahmen zu reden, die er beim Amtsantritt als Präsident ankündigen wird, ist doch viel durchgesickert: einmal, dass es einen Schock geben soll, mit gleichzeitiger Ankündigung vieler Massnahmen, angefangen mit einer Aufhebung der Beschränkung des Devisenkaufs für Sparzwecke, genannt „cepo“, was von eine Freigabe des Wechselkurses begleitet werden soll, der dann sofort in die Höhe springt. Ob dabei die ganze Devisenbewirtschaftung aufgehoben wird, mit Freigabe der Importe, bleibt vorerst dahingestellt.
Die Massnahmen, die schon bekanntgegeben wurden, sind die Abschaffung des Exportzolles für Weizen, Mais, Rindfleisch, regionale Produkte (wie Obst, Oliven, Zucker, Baumwolle, Tabak, Yerba Mate u.a.), und auch bei Industrieprodukten. Bei Sojabohne soll der Exportzoll um 5 Prozentpunkte gesenkt werden. Es wird angenommen, dass gleichzeitig die Exportgenehmigungen für Weizen, Mais und Rindfleisch, die über die sogenannten ROE (Registro de operaciones de exportación) gewährt werden, die eine Kontingentierung des Exports darstellen, auch aufgehoben werden, obwohl über dies nichts gesagt wurde. Es wird dabei erwartet, dass die Landwirte, die auf Lagerbeständen von Getreide und Ölstaat mit einem Wert von $ 5 bis 8 Mrd. sitzen, sofort in grossem Umfang exportieren, was zu einem beträchtlichen Devisenangebot führen würde. Hinzu kommen dann noch Exporte von regionalen Produkten, die unter den bisher bestehenden Umständen nicht möglich waren.
Des weiteren wurde eine kräftige Erhöhung des steuerfreien Minimums in Aussicht gestellt, so dass Löhne und Gehälter, die früher nicht von der Gewinnsteuer erfasst wurden, jedoch zunehmend in den letzten Jahren, wieder von der Steuer ausgeschlossen sind. Ob dabei auch die progressive Skala berichtigt wird, die seit Jahren nominell unverändert geblieben ist und daher als Folge der Inflation eine kalte Erhöhung erlebt hat, ist ungewiss. Die Macri-Wirtschaftler wissen, dass dies anormal ist und dazu geführt hat, dass typische Mittelstandseinkommen jetzt einen durchschnittlichen Satz zahlen, der kaum unter dem Höchstsatz liegt. Die Gewinnsteuer, wie hier die Einkommenssteuer benannt wird, nähert sich beim Mittelstand einem festen Satz, was international als „flat tax“ benannt wird. Für hohe Einkommen, die ohnehin schon diesen Satz zahlten, direkt oder über die Unternehmen, die mit dem Höchstsatz belastet werden, hat sich dabei wenig geändert.
Die Aufhebung der Devisenbewirtschaftung
Die sofortige Aufhebung der Devisenbewirtschaftung plus Abwertung kann von der Regierung direkt verfügt werden, ebenso die Abschaffung oder Verringerung der Exportzölle. Doch für die Änderung des steuerfreien Minimums bedarf es eines Gesetzes, wobei man annehmen kann, dass es dabei keine Schwierigkeiten im Parlament geben dürfte. Doch bei anderen Massnahmen, die eventuell auch am ersten Tage angekündigt werden, die ebenfalls ein Gesetz benötigen, ist der Fall nicht so einfach. In bestimmten Fällen kann das Problem durch ein Notstanddekret gelöst werden, nachdem die Kirchners diese Kategorie von Dekreten eingeführt haben, bei denen auch Änderungen von Gesetzen, statt nur Reglementierungen, möglich sind. Schliesslich soll eine Vermögensweisswaschung und ein neues Moratorium für geschuldete Steuern und Sozialabgaben eingeführt werden. Wir berichten an anderer Stelle über ein Projekt, das der Regierung vorliegt. Beiläufig sei daran erinnert, dass die bestehende Weisswaschung, über CEDIN-Zertifikate und BAADE-Bonds sich bis Ende Jahr noch in Kraft befindet, wobei es möglich ist, dass das Vertrauen, das die neue Regierung geniesst, dazu führt, dass sich unmittelbar noch viele Interessenten melden.
Gewiss ist der Schock die einzige Möglichkeit, die sich bei der verfahrenen finanziellen Lage jetzt bietet. Eine graduelle Einführung der Reformen ist nicht möglich, weil dann jeweils mit den kommenden Massnahmen spekuliert wird, was zu einer abwartenden Haltung führt, und eventuell auch zu nicht wünschenswerten Verhaltensweisen. Bei einer einmaligen Entscheidung, die die Devisenbewirtschaftung und den Wechselkurs, aber auch andere Themen umfasst, besteht eine Sofortwirkung, auch wenn nicht alle Massnahmen effektiv sofort getroffen werden, sei es weil sie vom Parlament genehmigt oder sonst ausgearbeitet werden müssen.
Was die Aufhebung der Importkontrolle betrifft, also der Importgenehmigungen, genannt DJNI (Declaraciones juradas de necesidades de importación), die das Industrieministerium gewährt, und auch der ZB-Genehmigungen, die bisher im Ausmass des jeweils vorhanden Devisenangebotes gewährt werden, muss man zwischen dem Bestand und den normalen Geschäften unterscheiden. Es besteht ein angestauter Betrag, der irgendwo zwischen u$s 10 und u$s 15 Mrd. liegt. Wenn er sofort freigeben wird, könnte dies den Kurs sehr stark in die Höhe treiben, da einer so hohen Nachfrage zunächst kein entsprechendes Angebot auch nur entfernt gegenübersteht. Hinzu kommt noch ein hoher Betrag von Dividenden und Gebühren, deren Überweisung die ZB ebenfalls zurückbehält. Es sollen zwischen u$s 5 und u$s 10 Mrd. sein, wobei die Unternehmen meistens die entsprechenden Pesobeträge angelegt haben, so dass sie auch bei Freigabe der Überweisung zunächst eine Wartefrist einschalten müssen, um die notwendige Liquidität zu schaffen. Es war in letzter Zeit auch die Rede davon, dass der Bestand an zurückgestauter Devisennachfrage mit einem Staatsbonds oder einem ZB-Wechsel, beide in Dollar oder Euro, bezahlt wird, so dass die Sofortwirkung vermieden wird. Die normale Nachfrage wäre dann kein Problem.
Die inflationäre Wirkung
Es ist unvermeidlich dass die Abwertung inflationäre Folgen hat. Erfahrungsgemäss ist anzunehmen, dass der Kurs zunächst stark in die Höhe springt, also eventuell auf $ 16 pro Dollar oder mehr, und dann wieder zurückgeht. Ob er sich dann zunächst bei $ 12 oder bei $ 14 einspielt, lässt sich nicht sagen. Was gewiss erscheint, ist dass das Gleichgewicht weit über dem bestehenden Kurs liegt.
Der Wechselkurs hat in Argentinien eine direkte Wirkung auf die Preise. Das Verhalten der Wirtschaftswelt, und der Menschen im allgemeinen, ist durch die Erfahrung geprägt, die lehrt, dass eine Abwertung auch interne Inflation bedeutet. Es besteht ein sogenannter „pass trough“, also eine direkte Übertragung, wie in keinem anderen Land. In Brasilien ist es nicht so, wie es der Abwertungsprung der letzen Monate gezeigt hat, der sich nur zu einem geringen Teil auf die Preise übertrug. In Brasilien wurden die Sparer eben nicht systematisch betrogen, wie in Argentinien, weil es stets eine indexierte Sparmöglichkeit in der lokalen Währung gab. Ausserdem ist es Brasilien, das früher auch ein Inflationsland wie Argentinien war, gelungen, die Inflationsrate auf unter 10% und zeitweilig sogar unter 5% pro Jahr zu drücken, während Argentinien noch weit entfernt davon ist. In den USA, der EU und den meisten fortgeschrittenen Staaten, ist die Auwirkung von Schwankungen des Wechselkurses auf die Wirtschaft äusserst gering. In Argentinien kommt als gravierender Umstand noch die Tatsache hinzu, dass das Land besonders Produkte exportiert, die beim Nahrungsmittelkorb der Bevölkerung ein grosses Gewicht haben, wie Weizen, dessen Preis sich auf Brot und Teigwaren überträgt, Ölsaaten, deren Preise auf Speiseöl übergehen, und besonders Rindfleisch. Ausser der Wirkung der Abwertung wirkt sich bei Weizen, Mais und Fleisch noch die Abschaffung der Exportzölle aus, so dass der interne Preis noch mehr steigt.
Der Inflationssprung hat eigentlich schon im November eingesetzt. Die Unternehmen machen ihre Kalkulation weitgehend auf der Grundlage von Wiederbeschaffungskosten und rechnen schon im einem Kurs von ca. $ 14, also mehr als 40% über dem bestehenden offiziellen Kurs. In vielen Fällen haben Unternehmen schon Zahlungen für Importe zu etwa diesem Kurs durchgeführt, der der Überweisung über Dollarbonds entspricht, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (genannt „contado con liqui“). Private Erhebungen ergeben auf für November schon über 3%. Doch im Dezember dürfte es dann noch schlimmer kommen, mit der Gefahr, dass eine selbstbeschleunigende Wirkung eintritt und es bis zu 10% im Monat werden.
Es wird jedoch angenommen, dass allgemein ein hohes Warenangebot besteht, mit intensiver Konkurrenz, so dass die Preiszunahmen beschränkt bleiben. Die aggressive Konkurrenz von Supermärkten, unter sich und sonst mit Selbstbedienungsläden, Gemüsenhändlern, Metzgern, Bäckereien u.a. Geschäften, sorgt heutzutage für eine Begrenzung der Preiszunahmen, wobei die Lieferanten dabei gelegentlich Verluste hinnehmen müssen. Denn bei der Beziehung von Fabrikanten und auch Lieferanten von landwirtschaftlichen Produkten zu den Supermärkten, haben diese eine stärkere Stellung, im Gegensatz zu früheren Zeiten, in denen der Einzelhandel über zahlreiche Kolonialwarenläden verzettelt war, die die von ihren Lieferanten geforderten Preise einfach hinnehmen mussten.
Der Preissprung wird jedoch nicht nur durch die Abwertung angetrieben, sondern auch durch die hohe monetäre Expansion, die bis November ohnehin schon, gemessen an der monetären Basis und dem monetären Aggregat M2, um die 35% lag, und kurz vorher schon 40% jährlich erreicht hatte. Der Jahresabschluss kommt jetzt mit riesigen finanziellen Problemen für die Staatskasse hinzu, wie zunächst die Zahlung des halben dreizehnten Zusatzgehaltes. Jetzt kommt noch das jüngste Urteil des Obersten Gerichsthofes hinzu, das eine hohe Zahlung der ANSeS an drei Provinzen verfügt. Daraufhin hat die Präsidentin sofort verfügt, dass die 15% der Einnahmen der ANSeS, die anlässlich der Einführung eines privaten Pensionierungssystems abgezogen wurden (weil der Nationalstaat dabei Einnahmen verlor, jedoch die bestehenden Renten weiter zahlen musste) nicht mehr abgezogen werden. Das bedeutet einen sofortigen Verlust an Einnahmen.
Letzte Woche hat die Regierung noch eine weitere Ausgabenerhöhung um $ 133,27 Mrd. verfügt. Dann hat die Provinz Buenos Aires ein grosses finanzielles Problem, und braucht finanzielle Hilfe, um Ende Jahr mit den Zahlungen auszukommen. Macri kann nicht erlauben, dass María Eugenia Vidal, eine seiner wichtigsten politischen Stützen, in der Provinz als Gouverneurin mit einem Konflikt beginnt, weil sie u.a. das halbe jährliche Zusatzgehalt nicht zahlen kann. Auch andere Provinzen haben analoge Probleme, die schliesslich auf den Nationalstaat übertragen werden. Schliesslich besteht beim Nationalstaat und vielen Provinzen ein grosser Rückstand bei den Zahlungen an Lieferanten, so dass kaum noch die Möglichkeit besteht, die Frist weiter zu strecken. Auf alle Fälle werden der Nationalstaat und die Provinzen und Gemeinden Schwierigkeiten haben, bestimmte Sachgüter und Dienstleistungen beziehen zu können, umso mehr, als bei höherer Inflation eine Zahlungsverzögerung einen hohen Verlust mit sich bringt. Die Nationalregierung wird kaum umhin kommen, zum Jahresende zu einer höheren monetären Emission zu greifen, womit dann die Preiserhöhungen, die von der Kostenseite kommen auch monetär angetrieben werden.
Die Gefahr der Lohn-Preisspirale
Ein Preissprung führt sofort zu Forderungen der Gewerkschaften. Schon jetzt hat die der Kunststoffindustrie, stillschweigend erreicht, dass die Unternehmer einen Zusatzbetrag von $ 500 por Monat zahlen. Die These der Erhaltung des Reallohnes ist so fest verankert, dass es unvermeidlich ist, dass dabei sofort überall die Forderung aufkommt, dass der Preissprung durch eine entsprechende Lohnerhöhung ausgeglichen wird. Wenn diese geforderten Lohnerhöhungen gewährt werden, dann beginnt alles von vorne, mit der Gefahr einer sich beschleunigenden Lohn-Preisspirale, die zunächst in Hochinflation und kurz danach in Hyperinflation mündet.
Der neue Arbeitsminister, Jorge Triaca, Sohn des verstorbenen Generalsekretärs der Kunststoffgewerkschaft, aber selber nicht Gewerkschaftler, und Mitglied der PRO-Partei von Macri, hat kurz nach seiner Ernennung erklärt, die Lohnpolitik müsse sich an das Produktivitätsprinzip halten. Das ist eine prinzipiell andere Auffassung, als sie unter den Kirchners sozusagen als Staatsdoktrin bestand. Denn dabei kann der Reallohn auch abnehmen. Langfristig sollte der Reallohn steigen, sofern die Wirtschaft wächst und sich modernisiert; aber kurzfristig gibt es Schwankungen, hier, in den USA und überall. Und wenn man diese nicht wahrhaben will, dann treten Probleme auf, besonders in Argentinien. Triaca deutete auch auf ein Rahmenabkommen auf hoher Ebene zwischen Spitzenverbänden der Gewerkschaften und der Unternehmerschaft hin, was eine verkappte Form ist, um einen unmittelabren Reallohnverlust durchzusetzen. Es erfordert jedoch eine grosse politische Macht der Regierung und eine noch grössere Härte des Präsidenten. Und in dieser Beziehung kommen gewiss Zweifel auf. Wie dies sich die Lohnproblematik entwickelt, lässt sich nicht sagen; aber auf alle Fälle dürfte es zu Lohnerhöhungen kommen, die der Inflation einen weiteren Impuls geben, auch wenn dabei der Reallohnverlust nur zum Teil aufgeholt wird.
Nebenbei bemerkt: der Reallohnverlust ist auch notwendig, um die Staatsausgaben real zu senken, wie es bitter notwendig ist. Gewiss muss dies schliesslich durch Abbau der unter den Kirchners gewaltig gestiegenen Beamtenschaft, durch Ausmerzung unnötiger Ausgaben und Abbau von Subventionen herbeigeführt werden. Aber unmittelbar ist ein Reallohnverlust bei den Beamten ein effektiver Beitrag zur Senkung der untragbar hohen Staatsquote und des Defizites.